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Korrekturfaktoren bei der Ermittlung der Finanzausgleichsmasse 
 
 
Mit der Umstellung auf ein aufgabenbezogenes Finanzausgleichgesetz (FAG) in 2010 hat der 
SGSA fortlaufend die Beseitigungen von Fehlern bei der Bedarfsermittlung (Korrekturfakto-
ren) gefordert. Einzelne Korrekturfaktoren werden aufgrund der dynamischen Bedarfsermitt-
lung bzw. der dynamischen Betrachtung der hierfür zugrunde liegenden Statistiken, aufgrund 
des Urteils des Landesverfassungsgerichts vom 09.10.2012 (LVG 57/10) oder auch veränder-
ter politischer Diskussion nicht weiter verfolgt, andere wiederum sind nach wie vor aktuell.  
 
Diese Übersicht basiert auf einer in 2013 vorgenommenen Analyse, inwieweit die bisherigen 
Korrekturfaktoren weiterhin relevant sind. Sie wurde u.a. um Aspekte, die bei der anstehen-
den Reform des FAG 2015/2016 neu zur Diskussion stehen, ergänzt. Es ist beabsichtigt, diese 
Übersicht bei zukünftigen Diskussionen zum FAG fortzuschreiben. 
 
 

Korrekturfaktoren  
 

Anmerkungen 

Berücksichtigung der Konsolidierungsbemü-
hungen 

Aus Sicht des SGSA dürfen auch mit Blick 
auf STARK IV nicht sämtliche Konsolidie-
rungsmaßnahmen zeitlich verzögert voll 
beim FAG angerechnet werden. Dies führt 
ansonsten zu einer Erdrosselungswirkung. 

Ablehnung der Anrechnung des Bundesge-
setzes zur weiteren Entlastung von Ländern 
und Kommunen ab 2015  

Der FAG-Gesetzentwurf 2015/2016 sieht die 
bedarfsmindernde Anrechnung des erhöhten 
GA USt und der erhöhten KdU-Beteiligung 
durch den Bund vor. Damit würde die im 
Koalitionsvertrag auf Bundesebene angekün-
digte Entlastung der Kommunen beim Land 
verbleiben. 

Ablehnung der Einführung eines Bench-
marks Zuschussbedarf IV – „Best Practice 
LSA“  

Die Aufgabenerfüllung durch die Kommunen 
erfolgt grundsätzlich rechtmäßig. Einzelfälle 
unwirtschaftlichen Handelns sind im pau-
schalen FAG-System nicht zugänglich. Der 
rein rechnerische Benchmarkansatz missach-
tet u.a. unterschiedliche Aufgabenausprä-
gungen im Rahmen der kommunalen Selbst-
verwaltung, unterschiedliche Rechtsver-
pflichtungen und Vergleichsstörungen. 

Beibehaltung der bisherigen Pflichtzufüh-
rung in Höhe 178 Mio. Euro 

Angesichts deutlich höherer Tilgungsleistun-
gen durch STARK II und der nach wie vor 
nicht gelösten Abschreibungsproblematik 
wird die im FAG-Gesetzentwurf 2015/2016 
vorgesehene Umstellung auf einen pauscha-
len Tilgungsbeitrag i. H. v. 7 % des jeweili-
gen Schuldenstands abgelehnt. 
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Korrekturfaktoren  
 

Anmerkungen 

Berücksichtigung der kostenrechnenden Ein-
richtungen (Abschnitte 70, 72, 815) 

Nichtberücksichtigung wird vom LVerfG als 
zulässig angesehen. Aus Sicht des SGSA 
jedoch falsche Entscheidung, da Politik z.T. 
Parameter der Unterdeckung vorgibt (z.B. 
Gebührenausfälle).  

Berücksichtigung der Remanenzkosten bei 
kostenrechnenden Einrichtungen (Abschnitte 
70, 72, 815) 

Nichtberücksichtigung wird vom LVerfG als 
verfassungswidrig angesehen. 2013 politi-
sche Pauschale (30%), ab 2014 Gutachten. 
Jedoch kostenrechnende Einrichtungen (Ab-
schnitte 70,72, 815) nicht berücksichtigt.  

Berücksichtigung der Einnahmeverzerrung 
bei der Gewerbesteuer 

Nichtberücksichtigung wird vom LVerfG als 
zulässig angesehen. Aus Sicht des SGSA 
erfolgt hierdurch Übernivellierung der unter-
stellten Einnahmen. 

Überprüfung der Korrekturbeträge für a) 
Kürzung der Hartz IV-SoBEZ und b) Über-
nahme der Grundsicherung im Alter (SGB 
XII) durch Bund. 
 

Der FAG-Gesetzentwurf 2015/2016 sieht 
keinen Korrekturbeitrag mehr für die Kür-
zung der Hartz IV-SoBEZ (§ 11 Abs. 3a 
FAG) vor. Hier bedarf es eines Abgleichs der 
tatsächlichen Zahlungen an die Kommunen 
mit den vorgenommenen Anrechnungen im 
FAG. 

Berücksichtigung Mehrbelastungen Asylbe-
werberleistungsgesetz aufgrund Urteil 
BVerfG vom 18.07.2012 und Anstieg Fall-
zahlen  

In 2013 und 2014 erfolgte Ausgleich aus 
Mitteln des Ausgleichsstocks. Ab 2015 durch 
§ 4a FAG i.H.v. 13 Mio. Euro. Volumen 
wird als zu gering angesehen. Forderung von 
25 Mio. Euro. Alternativ Überführung Kon-
nexitätsregelung ins Aufnahmegesetz. 

Nichtberücksichtigung örtliche Steuern  
 

Seit FAG 2013/2014 bedarfsmindernd be-
rücksichtigt. 

Ablehnung Hebesatzvergleich bei kreisange-
hörigen Städten und Gemeinden  

Suche nach Alternativen. Gegebenenfalls  
fiktive Hebesätze als Orientierungsrahmen. 

Einführung Spitzabrechnung aufgrund Be-
rücksichtigung Steuerschätzung  

Der Rückgriff auf die Steuerschätzung er-
folgt aufgrund Deubel-Gutachten seit 2013. 
In 2013 Unterhaltung i.H.v. rd. 7 Mio. Euro 

Berücksichtigung Mindereinnahmen  
Bildungs- und Teilhabepaket  
 

Zum 01.01.2014 entfiel Beteiligungen des 
Bundes für Hortmittagessen und Schulsozial-
arbeit (§ 46 Abs. 5 S. 2 SGB II).  

Berücksichtigung Mehrbelastungen  
KiFöG 

Gemäß Art. 87 Abs. 3 LVerf LSA angemes-
sener Ausgleich für u.a. zu erwartenden An-
stieg beim Zuschussbedarf für Sozialermäßi-
gungen (§ 90 Abs. 3 SGB VIII). 
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B: Nicht weiter verfolgte Korrekturfakto-

ren bei der Bedarfsermittlung 
 

Anmerkungen 

Krankenhausumlage (KHU) Die Zahlung der KHU durch KF und LK trat 
ab 01.01.2014 außer Kraft.  

Betrachtung Vermögenshaushalt Aktuell erfolgt ein Rückgriff auf die statisti-
schen Daten der laufenden Verwaltung. Zu-
sätzlich wird die FAG-Masse um 120 Mio. 
Euro Investitionspauschale und rd. 178 Mio. 
Euro (Schuldendienst) aufgestockt. Die 
Nichtberücksichtigung wird vom LVerfG als 
zulässig angesehen.  

Überzahlung 2009 Auf die Anrechnung der letzten Rate der 
Überzahlung i. H. v. 26,65 Mio. Euro wurde 
beim FAG 2013 verzichtet. Das LVerfG hat-
te die Verfassungsbeschwerde hier als ver-
fristet angesehen. 

Kürzung SoBEZ Hartz IV (§ 11Abs. 3a 
FAG/Bund) 

Dies wird seit der Kürzung der „Ost-
Milliarde“ ab 2012 berücksichtigt (2012 im 
Rahmen Nachtragshaushalt, ab 2013 FAG). 

Familienleistungsausgleich  Die bedarfsmindernde Berücksichtigung er-
folgte letztmalig beim FAG 2010/2011 durch 
Rückgriff auf Jahresrechnungsstatistik 2005 - 
2007. Die Berücksichtigung wurde vom 
LVerfG als zulässig angesehen. 

Bedarfszuweisungen  Bisherige Berücksichtigung beim FAG 2010 
- 2012 vom LVerfG als verfassungswidrig 
angesehen. Seit 2013 keine bedarfsmindern-
de Anrechnung mehr.  

Härtefallausgleich (§ 29 FAG) 2010/2011: 
1,157 Mio. Euro  

 

Wurde durch FAG 2012 abgeschafft. 

Ausgleichstock 2014 bei 50 Mio. Euro und 
Aufstockung ab 2015 auf 60 Mio. Euro 

Gesetzentwurf 2015 / 2016 sieht die ab 2016 
Erhöhung in 2016 auf 50 Mio. Euro vor. Zu-
dem erfolgt anders als 2013 und 2014 kein 
Vorwegabzug für gestiegene Nettoausgaben 
nach dem AsylbLG.  

Mehrkosten Einführung BOS-Digitalfunk Der ursprünglich mit Entwurf Haushaltsge-
setz 2014 vorgesehene Abzug von 2 Mio. 
Euro bei den FAG-Schlüsselzuweisungen 
wurde verworfen. Es bedarf konnexitätsge-
rechter Regelung im Fachgesetz (BOS-
Digitalfunkgesetz). 

Spitzausgleich nach § 4 Abs. 1 S. 2 und 3 
GruSiG 

Durch Haushaltsbegleitgesetz 2014 ist Weg-
fall Spitzausgleich für Einsparungen des 
Landes beim Wohngeld beschlossen worden. 
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Aufstockung der Investitionspauschale auf 
Durchschnitt der Jahre 2005 – 2007 für 
2012/2013 auf 150 Mio. Euro  

SGSA hat in Stellungnahme zum FAG 
2013/2014 eine Erhöhung auf 150 Mio. Euro 
gefordert. Das LVerfG hatte die Kürzung auf 
153 Mio. Euro in 2010 und 128 Mio. Euro in 
2011 als zulässig angesehen. Grundsätzlich 
wird Festschreibung auf 125 Mio. Euro be-
grüßt. 

Übernahme der Grundsicherung im Alter 
(SGB XII) durch Bund. 
 

Beim FAG 2013/2014 vom SGSA vorgetra-
gen, da die mit dem Bundesgesetzes beab-
sichtigter Entlastungswirkung für die Kom-
munen zu 100 % vom Land vereinnahmt 
werden.   

 




